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Herrn 
Senator 
Dr. Carsten Brosda 
Behörde für Kultur und Medien 
Hohe Bleichen 22 
 
20354 Hamburg 
 

                                                                                      Hamburg, den 03. Mai 2024 V/ph 
 
Sehr geehrter Herr Senator, lieber Herr Dr. Brosda, 
 
heute – am Tag der Pressefreiheit – bitten wir den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg im 
Namen von über 27.000 hauptberuflich tätigen Journalistinnen und Journalisten, die sich im 
Deutschen Journalisten-Verband zusammengeschlossen haben, um tätige Unterstützung. In Zeiten wie 
diesen genügt es nicht, die wichtige Rolle des Journalismus für eine demokratische Gesellschaft nur zu 
betonen. 
 
Die körperlichen Übergriffe auf Journalistinnen und Journalisten nehmen seit Jahren ebenso zu wie 
Bedrohung und Hassbotschaften in den sozialen Medien. Umso mehr sind Journalistinnen und 
Journalisten auf den Schutz des Staates – also durch Polizei und Justiz – angewiesen. Um dieser 
Pflicht nachkommen zu können, braucht es entsprechende – auch personelle - Ressourcen. 
 
Der Staat steht ebenfalls in der Verantwortung, gesetzliche Rahmenbedingungen für freie 
journalistische Arbeit zu schaffen. Seit der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes 2013 wird 
immer wieder – zuletzt im Koalitionsvertrag der aktuellen Regierungskoalition – die Verabschiedung 
eines Presse-Auskunftsgesetzes auf Bundesebene angekündigt. Geschehen ist bisher nichts. Auch hier 
bitten wir Sie, Ihren Einfluss geltend zu machen, um zeitnah diese wichtige gesetzliche Regelung zu 
schaffen. 
 
Die Ankündigung des Kanzleramtes, nicht mehr über juristische Gutachten zu informieren, lässt eine 
wirkliche Bereitschaft zur Transparenz nicht erkennen und macht deutlich, wie wichtig ein 
presserechtlicher Auskunftsanspruch auch auf Bundesebene ist. 
 
Für Gespräche stehen wir selbstverständlich gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Marina Friedt                                                                           Stefan Endter 
1. Vorsitzende                                                                          Geschäftsführer 
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